
Liebe Leserinnen und  

Leser,  

 

mein Impuls zu dem Unter-

suchungsbericht der Ver-

einten Nationen zu Men-

schenrechtsverletzungen 

in Nordkorea weitergehen-

de Stellungnahmen abzu-

geben, entwickelte sich 

von einer Pressemitteilung 

zu einer gemeinsamen 

Erklärung des Ausschus-

ses für Menschenrechte 

und humanitäre Hilfe.  

In der Ausschusssitzung 

am 02.04.2014 wurde die-

se Erklärung mit Verurtei-

lung der schweren Men-

schenrechtsverletzungen 

an der nordkoreanischen 

Bevölkerung und der For-

derung nach einer Aufar-

beitung der Verbrechen mit 

Zustimmung der CDU/CSU 

und der SPD und der Grü-

nen gegen die Stimmen 

der Fraktion DIE LINKE be-

schlossen. Der Ausschuss 

unterstützt ausdrücklich 

alle Forderungen des VN-

Ermittlerteams um den 

Kommissionsvorsitzenden 

Michael Kirby. Insbesonde-

re, dass die nordkoreani-

sche Führung unter Staats-

chef Kim Jong Un vor dem 

Internationalen Strafge-

richtshof oder einem Son-

dertribunal für diese Ver-

brechen zur Rechenschaft 

gezogen werden muss. 

Vielleicht bringt dieses Sig-

nal der Weltöffentlichkeit 

den verantwortlichen Dikta-

tor zum Einlenken.  

 

In dieser Woche wurde so-

wohl auf der Klausurta-

gung der Arbeitsgruppe 

Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend, als auch auf 

der Klausurtagung der Ar-

beitsgruppe Menschen-

rechte und humanitäre Hil-

fe die problematische Lage 

der Menschen, die Opfer 

von Menschenhandel we-

gen sexueller Ausbeutung 

oder Arbeitskraftausbeu-

tung, beraten. Mehr dazu 

in diesem Newsletter. 

 

Viel Freude beim Lesen 

wünscht  

 

Ihr Martin Patzelt 
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Kindergeld besonders wirksam 

politische Aufgabe. Um 

Eltern die Erfüllung die-

ses Herzenswunsches zu 

erleichtern, werden wir 

mit weiteren Verbesse-

rungen beim Elterngeld 

dafür sorgen, dass sich 

vermehrt beide Elterntei-

le um ihre Kleinkinder 

kümmern können. Bei 

diesem Balanceakt dür-

fen vor allem die Kinder 

nicht die Verlierer sein. 

rung. Im Weiteren werden 

Leistungen für Alleinerzie-

hende, für Geringverdiener 

mit Kindern sowie die Be-

treuung für Schulkinder 

nach dem Unterricht als 

besonders hilfreich bewer-

tet.  

Die Vereinbarkeit von Fami-

lie und Beruf ist für 74 Pro-

zent der Gesamtbevölke-

rung und für 81 Prozent 

der Eltern die wichtigste 

Als die wirksamste fami-

lienpolitische Leistung 

wird laut einer Allensbach

-Erhebung das Kindergeld 

angesehen. 82 Prozent 

der Befragten vertraten 

diese Auffassung.  

An zweiter Stelle folgt die 

kostenlose Mitversiche-

rung von Kindern und 

nicht berufstätiger Ehe-

partner in der gesetzli-

chen Krankenversiche-
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Mindestalter für Prostituierte erhöhen  

Zwei Themen standen im 

Mittelpunkt unserer Klau-

surtagung in Hamburg. 

Zum einen ging es beim 

Treffen der Arbeitsgruppe 

Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend am letzten Wo-

chenende um das Thema 

Prostitution. Übereinstim-

mend waren wir der Auf-

fassung, dass die beste-

hende, auf die rot-grüne 

Regierung zurückgehende 

Gesetzeslage dringend 

reformbedürftig ist.  

 

Ziel einer Neufassung 

muss es sein, dass Prosti-

tuierte ihrer Tätigkeit künf-

tig in eigener Verantwor-

tung und ohne Fremdbe-

stimmung (also Zugriff von 

Zuhältern und Menschen-

händlern)  nachgehen kön-

nen. Ein neues Gesetz 

muss für die arbeitsrechtli-

che und menschliche Situ-

ation der Betroffenen eine 

erhebliche Verbesserung 

 

Termine - Vorschau 
 

7.-11.04. 14 

Haushaltswoche 

 

07.04.14  

Festakt Freiwilliges 

Soziales Jahr 

(Einladung BM Familie) 

 

Sonderausschusssit-

zung Menschenrechte 

und Humanitäre Hilfe 

 

Fraktionssitzung 

 

08.04.14  

Parl. Frühstück der 

BAGFW 

(Bundesgemeinschaft 

der Freien Wohlfahrts-

pflege) - BAGFW  - Eck-

punkte zu einem Bun-

desleistungsgesetz zur 

Teilhabe von Menschen 

mit Behinderungen" 

 

Sonderausschusssit-

zung Menschenrechte 

und Humanitäre Hilfe 

 

09.04.14  

Kreisvorstandssitzung 

CDU 

 

Veranstaltung" Braucht 

Familienpolitik ein Leit-

bild?"   

 

Mitgliederversammlung 

MIT 

 

10.04.14  

Veranstaltung der Dia-

konie "Prävention und 

Bekämpfung von Alters-

armut" 

 

12.04.14  

Veranstaltung Lebens-

hilfe im Kleist Forum 

 

 

 

 

 

 

 

 

erbringen. Geplant ist u.a. 

das Mindestalter für die 

legale Ausübung von Pros-

titution auf 21 Jahre zu 

erhöhen. Menschenunwür-

dige Praktiken wie Gang 

Bang oder Flatrates sollen 

verboten werden.  

 

Im zweiten Teil haben wir 

das Sorgerecht für Kinder 

unter die Lupe genommen. 

Dabei hat sich gezeigt, 

dass es ratsam wäre,  

dem eigentlichen Ge-

richtsverfahren ein Bera-

tungsverfahren voranzu-

stellen, dass vor weiter-

gehenden psychischen 

Verletzungen, die sich 

Eltern im gerichtlichen 

Prozess zufügen, das 

Interesse der Kinder 

gemeinsam (begleitet 

oder in Selbsthilfegrup-

pen)  bedacht wird.    

Beim Thema Teilhabe von 

Menschen mit Beeinträchti-

gungen ist ein erfreulicher 

Paradigmenwechsel festzu-

stellen. Wir haben erkannt, 

dass Behinderung immer 

stärker wird, wenn beein-

trächtigte Menschen in ih-

rem Lebensumfeld behin-

dernden Bedingungen aus-

gesetzt sind. 

 

Der Bericht der Bundesre-

gierung nimmt erstmalig die 

Lebenslagen der Betroffe-

nen unter die Lupe. Er zeigt 

auf, dass das Bild von Men-

schen mit Behinderungen 

als vorwiegend hilfsbedürf-

tig falsch ist. Ein großer Teil 

dieser Menschen nimmt 

sehr wohl am gesellschaftli-

chen und politischen Le-

ben teil. Drei Viertel der 

erwachsenen Menschen 

mit Behinderungen sind 

dank fester Partnerschaft, 

gutem Einkommen und 

Unterstützung aus dem 

sozialen Umfeld in der La-

ge, die begrenzten Spiel-

räume zu kompensieren. 

Ein Viertel dagegen erlebt 

große Einschränkungen in 

allen Lebensbereichen. Sie 

leben häufiger allein, erhal-

ten seltener Hilfe durch 

ihre Familie oder Nachbarn 

und sie erfahren häufiger 

Gewalt. Drei Viertel der 

Kinder mit Beeinträchti-

gungen schaffen keinen 

Hauptschu labsch luss . 

Noch immer sind viele Arzt-

praxen nicht barrierefrei. 

Der Bericht zeigt zudem, 

dass die Datenlage ver-

besserungsbedürftig ist.  

 

Ein Ziel für den nächsten 

Teilhabe-Bericht besteht 

darin, auch betroffene 

Personen in die Erhebung 

mit einzubeziehen, die 

wegen eingeschränkter 

Kommunikationsfähigkeit 

schwer zu befragen sind. 

Damit sollen Behinderun-

gen für beeinträchtigte 

Menschen - das sind 

auch die zunehmend äl-

ter Werdenden - logis-

tisch, aber auch zwi-

schenmenschlich erkannt 

und beseitigt werden. 

Mitglieder der AG Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Paradigmenwechsel beim Thema Teilhabe  
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Um diesen Newsletter zu 

abonnieren, senden Sie uns 

bitte eine E-Mail an:  

martin.patzelt@bundestag.de 

 Bürgermeister aus Belarus zu Besuch  

Podiumsdiskussionen und 

Arbeitsgruppen verstän-

digten sich die Konferenz-

teilnehmer zu den The-

men Städtepartnerschaf-

ten in einem zusammen-

wachsenden Europa und 

Stärkung des Netzwerkes 

deutsch-belarussische 

Städtepartnerschaften 

durch gemeinsame städte-

übergreifende Aktivitäten.  

Als ehemaliger Oberbür-

germeister der Stadt 

Frankfurt (Oder) konnte 

ich meine kommunalpoliti-

schen Erfahrungen auf 

diesem Gebiet sowie die 

Perspektive der Bundes-

politik, darstellen. Dabei 

Am Donnerstag habe ich 

Bürgermeister und Man-

datsträger aus elf deut-

schen Städten sowie aus 

17 belarussischen Part-

nerstädten zu einem Ge-

spräch im Deutschen Bun-

destag empfangen. Diese 

Besuchergruppe wurde 

vom Außerordentlichen 

und Bevollmächtigten Bot-

schafter der Republik 

Belarus, S.E. Andrei Giro 

begleitet .  

Der Besuch war Teil des 

Programms zur deutsch-

belarussischen Städte-

partnerschaftskonferenz, 

die am Freitag in Frankfurt 

(Oder) eröffnet wurde. In 

war mir die Völkerverstän-

digung ein vordringliches 

Anliegen:  

„Wenn Menschen aus 

verschiedenen Staaten 

mit unterschiedlichen 

Systemen miteinander 

reden, fördert das immer 

die Chancen auf einen 

Wandel durch Annähe-

rung.  Darum empfehle 

ich mit Nachdruck den 

Dialog auch mit Men-

schen aus Weißrussland. 

Die Begegnung mit einem 

anderen Lebensmodell 

kann sich nur positiv auf 

die demokratischen Be-

strebungen dort auswir-

ken.“  

Bürgermeister und Mandatsträger aus Deutschland sowie aus Belarus  

Neues Prostitutionsgesetz 

Das Thema Menschen-

handel und Zwangspros-

titution steht auch auf 

der Agenda des Aus-

schusses für Menschen-

rechte und humanitäre 

Hilfe. Eine öffentliche 

Anhörung wurde für den 

21.05.2014 auf die Ta-

gesordnung gesetzt.  

 

Auf der Klausurtagung 

wurde deshalb Men-

schenhandel und sexuel-

le Ausbeutung oder Aus-

beutung zum Zwecke der 

Arbeitskraft diskutiert. 

Die Vorsitzende der 

Nichtregierungsorganisa-

tion La Strada in Moldau, 

Aliona Grossu, war ein-

drücklich dafür, durch 

eine Visaliberalisierung 

den Menschenhandel 

nachhaltig zu bekämpfen. 

Dann bestehe die Freiheit, 

legal zu reisen und der 

Arbeit wegen das Land zu 

verlassen, ggf. auch zur 

Rückkehr.   

 

Neben deutlichen Opfer-

zahlen und einer hohen 

Dunkelziffer bestätigte  

Sabine Constabel die 

wachsende Zahl jüngerer 

Mädchen und Frauen, 

denen Sex als Konsumar-

tikel abverlangt wird 

und die in keiner Statis-

tik erfasst sind.  

 

Die Forderungen von 

Polizei und Sozial-

dienst, gesetzliche Än-

derungen zugunsten 

des Schutzes dieser 

Frauen vorzunehmen 

und die Schaffung ob-

jektiver Straftatbestän-

de gegen Menschen-

händler und Zuhälter 

gesetzlich zu definie-

ren, werde ich im Ge-

setzgebungsverfahren 

ausführlich befürwor-

ten.  


